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Vorwort 

Die Arbeit wendet sich gegen die herkömmliche Auffassung, die §§ 780 ff BG B 
regelten nur einen Teilbereich der vertraglichen Schuldanerkenntnisse. Die 
vielfach mißverstandene Abstraktion entfaltet im Rahmen der §§ 780ff BGB 
keine materiell-rechtlichen Wirkungen; sie dient dazu, Schuldanerkenntnissen 
ohne Rücksicht auf ihren Wortlaut, also auch "reinen" Versprechen, verbindli-
che Wirkung als Schuldverträgen zu verleihen. Alle vertraglichen Schuldaner-
kenntnisse lassen sich unter § 781 BGB subsumieren. Daneben besteht kein 
Raum für außergesetzliche Rechtsfiguren wie "deklaratorische Schuldaner-
kenntnisse" oder "kausale Feststellungsverträge" . 

Die Arbeit wurde im Juni 1988 der rechtswissenschaftlichen Fakultät der 
Universität Bielefeld als Dissertation vorgelegt. Rechtsprechung und Literatur 
wurden nachträglich auf den aktuellen Bearbeitungsstand gebracht. 

Mein besonderer Dank gilt meinem verehrten Lehrer Herrn Professor Dr. 
Gerhard atte, Universität Bielefeld. Herr atte hat die Arbeit durch wertvolle 
Anregungen gefördert. In seinen Seminaren habe ich wissenschaftliches Arbei-
ten gelernt. In dem Jahr als Assistent an seinem Lehrstuhl gewährte er mir 
großzügigen Freiraum für meine eigene wissenschaftliche Arbeit. Er zeigte 
später Geduld und Verständnis, als sich die Fertigstellung, bedingt durch die 
Einarbeitung in die notarielle Praxis, hinauszog. 

Die grundlegenden Thesen der Arbeit wurden mit Herrn Professor Dr. atte 
bereits im Frühjahr 1979 abgestimmt. Wertvolle Denkanstöße zum Thema habe 
ich durch meine Nebentätigkeit in Bielefeld als wissenschaftliche Hilfskraft in 
den Jahren 1977 bis 1979 am Lehrstuhl von Professor Dr. Norbert Horn, jetzt 
Universität zu Köln, erhalten. Kleine Hilfsarbeiten zur Staudinger-Kommentie-
rung "Bürgschaft und Garantie" konfrontierten mich mit der Problematik der 
abstrakten Schuld verträge. Auch Herrn Horn schulde ich Dank für vertiefte 
wissenschaftliche Ausbildung. Er hat darüber hinaus die Arbeit als Zweitgut-
achter betreut. 

Daß ich trotz meiner Berufstätigkeit als Notar in Wuppertal und zahlreicher 
Nebentätigkeiten, mit drei Töchtern gesegnet, die Arbeit fertigstelIen konnte, 
habe ich vor allem dem Verständnis meiner lieben Frau zu verdanken. 

Mein Sozius, Notar Dr. Erwin Bunke, hat durch seine aufmunternde 
Zusprache gleichfalls zum Abschluß beigetragen. 
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Nicht zu vergessen sind Fräulein Claudia Brandt und Frau Ingrid Meyer aUs 
Wuppertal, die den größten Teil der schwierigen Manuskriptarbeiten erledigt 
haben. 

Zu danken habe ich schließlich der Westfälisch-Lippischen U niversitätsgesell-
schaft für die finanzielle Förderung dieser Arbeit durch Verleihung des 
Dissertationspreises 1991. 

Wuppertal, im Dezember 1991 

Wolfgang Baumann 
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EINLEITUNG 

§ 1 Einführung in die Problematik und 
Gang der Untersuchung 

Die heutige Rechtsprechung und Literatur kennt neben den in §§ 781, 782 
BGB normierten Schuldanerkenntnissen auch solche, die in unseren Gesetzen 
keine ausdrückliche Regelung gefunden haben. Herkömmlicherweise werden 
letztere als "deklaratorische" bezeichnet. 1 Nach einhelliger Auffassung erschöp-
fen sich die Wirkungen dieser Schuldanerkenntnisse, die nachfolgend auch 
"außergesetzliche" genannt werden, nicht in einer bloßen Deklaration. Sie 
können ebenso konstitutiv sein wie das in § 781 BGB gesetzlich geregelte 
Schuldanerkenntnis. Daher wird im Schrifttum zunehmend die Wortwahl 
"deklaratorisch" kritisiert. 2 

Seit das Reichsgericht das deklaratorische Schuldanerkenntnis entwickelt 
und ihm im Ergebnis konstitutive Wirkung beigelegt hat3 , sind zahlreiche 
Abhandlungen erschienen, die sich vornehmlich mit der dogmatischen Einord-
nung und der Abgrenzung dieser außergesetzlichen Rechtsfigur zur gesetzlichen 
befaßt haben. Dabei wurden auch Versuche unternommen, den Anwendungsbe-
reich des deklaratorischen Schuldanerkenntnisses einzugrenzen. Die dogmati-
sche Notwendigkeit des außergesetzlich entwickelten deklaratorischen Schuld-
anerkenntnisses wurde bislang jedoch kaum ernsthaft angezweifelt. 

Das muß jeden verwundern, der die Schwierigkeiten kennt, die mit dem 
Bemühen um die dogmatische Einordnung des deklaratorischen Schuldaner-
kenntnisses verbunden waren und sind.4 Offenbar scheint eine langjährige, 

1 RGRK-StefTen, 12. Aufl., § 781 BGB Rz. 7fT.; EnnanjHensej Hantl, 8. Aufl., § 781 
BGB, Rz. 1 u. 8. 

2 Vgl. z. B. Marburger, Das kausale Schuldanerkenntnis als einseitiger Feststellungs-
vertrag, Diss. Köln 1970, S. 27 ff. passim; Soergelj Häuser, 11.Aufl., §§ 780, 781 BGB, Rz. 
171; MK-Hüffer, 2. Aufl., § 781 BGB, Rz.3; JauemigjVollkommer, 5. Aufl., § 781 BGB 
ZifT. 3a; Larenz, SchuldR BT, 12. Aufl., § 65 II, S. 488: "Terminologie irreführend". Der 
BGH hält unverändert an der Tenninologie "deklaratorisch" fest, vgl. z. B. BGH NJW 
1984, 799; NJW 1986, 1940; ebenso der überwiegende Teil des Schrifttums, vgl. z. B. 
Palandtj Thomas, 50. Aufl., § 781 BGB, Rz. 3; EnnanjHensejHantl, 8. Aufl., § 781 
BGB, Rz. 8; EsserjWeyers, SchuldR BT, 6.Aufl., S. 41; Emmerich, SchuldR BT, 5. Aufl., 
§ 151.3., S. 201. 

3 Als grundlegend wird die Entscheidung des Reichsgerichts vom 1.März 1916 -RG JW 
1916, 916f. Nr.5- angesehen. 

4 Bork, Der Vergleich, Habil. 1988, S. 184: "Im übrigen zählt die Abgrenzungsfrage 
aber zu den heikelsten Kapiteln des Bürgerlichen Rechts.". 



22 § 1 Einführung in die Problematik und Gang der Untersuchung 

schon in ihren Anfängen von der Doktrin nie angegriffene Judikatur die 
Notwendigkeit dieses außergesetzlichen Rechtsinstituts hinreichend zu bestäti-
gen. Die realistische Einschätzung des Beharrungsvermögens einer eingefahre-
nen Rechtsprechung, die durch ein festgelegtes Schrifttum zusätzlich bestärkt 
wird, mag für eine unkritische Übernahme der in der Praxis vorhandenen und 
allein daher wohl schon als notwendig angesehenen außergesetzlichen Schuld-
anerkenntnisse sprechen. Das verfassungsmäßig im Rechtsstaatsprinzip veran-
kerte Gebot der Rechtssicherheit verlangt von jeder dogmatischen Betrachtung 
auch die Beachtung der faktisch präjudiziellen Wirkung höchstrichterlicher 
Entscheidungen. 

In diesem Sinne hat der Große Senat für Zivilsachen des Bundesgerichtshofs mit Recht 
entschieden, daß bei einer "durch gefestigte höchstrichterliche Rechtsprechung" ausge-
formten Gesetzesauslegung "die Rechtswerte der Rechtssicherheit und des Vertrauens-
schutzes in den Vordergrund treten und im allgemeinen ein Festhalten an der einmal 
eingeschlagenen Rechtsentwicklung verlangen". 5 

Dennoch darf diese präjudizielle Wirkung nicht in einer vollständigen 
Bindung der unterinstanzlichen Gerichte an die höchstrichterliche Rechtspre-
chung bestehen, da jede gerichtliche Entscheidung regelmäßig erneut am 
Maßstab der Gerechtigkeit auszurichten ist. Dies muß umso mehr für eine 
Rechtsprechung gelten, der ein überzeugendes dogmatisches Modell als Legiti-
mation für die außergesetzliche Rechtsfigur der "deklaratorischen Schuldaner-
kenntnisse" fehlt. 6 

Das an der eingefahrenen Gerichtspraxis orientierte Denken mag immerhin 
ein verständlicher Grund dafür sein, daß die Literatur den zum Schuldaner-
kenntnis vorgefundenen Rechtszustand bisher eher dogmatisch interpretiert als 
kritisiert hat. Ausschlaggebend für das Fehlen grundlegender Kritik an der 
Judikatur können solche Überlegungen indes nicht sein, da die Wissenschaft bei 
anderen außergesetzlich entwickelten Rechtsfiguren die Frage nach ihrer 
Notwendigkeit und Berechtigung ohne Rücksicht auf eine ständige Rechtspre-
chung gestellt hat. 7 Beim deklaratorischen Schuldanerkenntnis - seit Küblers 
und Marburger9 zunehmend als kausaler Feststellungsvertrag bezeichnet -
vermißt man nicht allein die Kritik, sondern stellt sogar die Tendenz fest, daß 
dem außergesetzlichen Modell der Vorrang vor dem gesetzlichen eingeräumt 
wird. 10 Die verbreitete Abneigung gegen das Gesetz beruht auf einer vielfach -

5 BGHZ 85, 64 (66). 
6 Dazu die Nachweise unten § 2 C. IV. 
7 V gl. z. B. Marotzke, Das Anwartschaftsrecht ein Beispiel sinnvoller Rechtsfortbil-

dung ? ,1977; Emmerich, Leistungsstörungen, zur positiven Vertrags- resp. Forderungs-
verletzung, S. 194 und zur culpa in contrahendo S. 13ff. 

S Kübler, Feststellung und Garantie, 1967 .. 
9 Marburger, Das kausale Schuldanerkenntnis als einseitiger Feststellungsvertrag, 

1970. 
10 Vgl. insbesondere Kübler, Feststellung und Garantie, passim. 
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wie noch darzulegen ist - mißverstandenen dogmatischen Sonderstellung der 
als abstrakt bezeichneten Verträge "Schuldversprechen" und "Schuldaner-
kenntnis". 

Die nachstehende Untersuchung bemüht sich, folgende Arbeitshypothese zu 
verifizieren: Alle vertraglichen Schuldanerkenntnisse können unter § 781 BGB 
subsumiert werden. Die außergesetzlich entwickelten vertraglichen, sogenann-
ten deklaratorischen oder kausalen Schuldanerkenntnisse finden neben § 781 
BGB keinen eigenständigen Anwendungsraum. Mit diesen Thesen mag der 
Anspruch der Arbeit dem unbefangenen Leser insofern vermessen scheinen, als 
alle anderen Ansichten zum deklaratorischen Schuldanerkenntnis ins Abseits 
gestellt werden. Die Existenzberechtigung des deklaratorischen oder kausalen 
Schuldanerkenntnisses zu leugnen heißt gleichzeitig, das umfangreiche Schrift-
tum, welches sich mehr oder weniger intensiv um die dogmatische Einordnung 
der durch die Judikatur entwickelten Rechtsfigur bemüht hat, weitgehend zur 
bloßen Makulatur abzustempeln. Der gestellte Anspruch bleibt trotzdem 
bescheiden. Die Problemlösung will nur dorthin zurückführen, wo jede 
juristische Dogmatik ihren Ausgang nehmen sollte: zur gesetzlichen Regelung. 

Erkennt man den Vorrang der gesetzlichen Regelung vor der außergesetzli-
chen Rechtsfigur zumindest in den Fällen an, in denen beide denselben 
Lebenssachverhaltsbereich regeln, so wäre nur der Beweis zu führen, daß die in 
den Anwendungsbereich des deklaratorischen Schuldanerkenntnisses fallenden 
Lebenssachverhalte sich ebenfalls unter § 781 BGB subsumieren lassen, um das 
deklaratorische Schuldanerkenntnis als überflüssig erscheinen zu lassen. 

Die sogenannte herrschende Meinung dürfte sich jedoch nicht einmal von 
einer solchen Argumentation umstimmen lassen. Obwohl der Gleichlauf 
zwischen gesetzlichem und außergesetzlichem Schuldanerkenntnis schon jetzt 
weitgehend erkannt und anerkannt wird 11, hält man an der außergesetzlichen 
Rechtsfigur fest, vornehmlich mit der Begründung, im Gesetz sei nur das 
"abstrakte" Schuldanerkenntnis geregelt. 12 Eine rein dogmatische Arbeit 
könnte zwar mögliche Schwachstellen in der Argumentation zum deklaratori-
schen Schuldanerkenntnis aufzeigen, wäre aber kaum in der Lage, den Glauben 
an die Notwendigkeit dieses Rechtsinstituts bei ihren Anhängern zu erschüttern, 
solange sie auch daran festhielte, daß in den §§ 780ff BGB nur die abstrakten 
Schuldverträge als besondere Rechtsfiguren geregelt seien. 

Eine neue, wenn auch widerspruchsfreie dogmatische Konzeption der 
§§ 780ff BGB würde nur das Spektrum des Meinungsstreites erweitern. Sollen 
alle Schuldanerkenntnisse unter § 781 BGB subsumiert werden, so wäre das 
Vorurteil auszuräumen, die "abstrakte" Ausgestaltung der gesetzlichen Schuld-
anerkenntnisse führe zu dogmatischen Besonderheiten. Daher ist zu untersu-

11 Vgl. z. B. Crezelius, Betrieb 1977, 1541 ff. passim. 
12 Emmerich, SchuldR BT, S. 202. 
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